
EDITORIAL
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich möchte zum Jahresende dieses Mal
keinen Rückblick geben, sondern das,
was uns aus dem Koalitionsvertrag der
im September neu gewählten Bundes-
regierung erwartet, soweit es für uns
Anwälte von Bedeutung ist, kurz kom-
mentieren:

Sehr zu begrüßen ist die Absicht, den
§ 160 a StPO dahingehend zu ändern,
dass es zwischen den Berufsgeheimni-
strägern im Bereich der Anwaltschaft
keine Differenzierung mehr gibt, die
man ohnehin nicht verstehen konnte
und wir hoffen, dass die Gesetzesände-
rung bald Platz greift.

Darüber hinaus soll auch im Bereich der
Stärkung der Pressefreiheit die Straf-
barkeit für Journalisten künftig entfal-
len, welche als Beihilfe zur Verletzung
eines Dienstgeheimnisses im Raum
stand, wenn ihnen vertraulich zugelei-
tetes Material veröffentlicht wird.

Ich halte dies schon für eine erhebliche
Verstärkung des Grundrechts der Pres-
sefreiheit, weil es doch einen erhebli-
chen Unterschied macht, ob ein Journa-
list, der ihm zugeleitete Informationen
veröffentlicht, mit Strafverfolgung
rechnen muss oder nicht.

Die Verfahrenseinstellung gem. § 153 a
StPO soll künftig auch in der Revisions-
instanz möglich sein.

Gerade die Strafrechtler werden dies
begrüßen und ich gehe auch davon aus,
dass es die Justiz nicht unerheblich ent-
lasten wird, wenn nicht Revisionen
zurückgewiesen oder durch Urteil ent-
schieden werden müssen, die „grenz-
wertig“ sind.

Im Hinblick auf die erheblichen Angriffe
gegen Polizeibeamte bei Demonstratio-
nen oder sonstigen öffentlichen Veran-
staltungen, hat die Koalition vor, den
strafrechtlichen Schutz durch Neufas-
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sung des § 113 Abs. 2 StGB (Widerstand
gegen Vollstreckungsbeamte) zu ver-
bessern.

Eine Absicht, die etwas Kummer berei-
ten kann, geht dahin, eine gesetzliche
Verpflichtung zu schaffen, wonach
Zeugen im Ermittlungsverfahren nicht
nur vor dem Richter und der Staatsan-
waltschaft, sondern auch vor der Polizei
erscheinen und zur Sache aussagen
müssen, selbstverständlich werden die
Aussageverweigerungsrechte hierdurch
nicht angetastet.

Man wird abwarten müssen, ob sich
eine solche Regelung in der Praxis be-
währt.

Die Koalition lehnt die Schaffung eines
einheitlichen europäischen Vertrags-
rechts ab und zwar vor dem Hinter-
grund des Prinzips der Rechtswahlfrei-
heit in Europa.

Wir können dies als deutsche Juristen
eigentlich nur begrüßen, weil, soweit
Nachbarländer nicht ohnehin die
Grundzüge unseres Vertragsrechts
schon übernommen haben, Einflüsse
des anglo-amerikanischen Vertrags-
rechts doch unser Rechtssystem erheb-
lich erschüttern dürften.

Auch soll, was ich für begrüßenswert
halte, die Einführung von Sammel-
klagen national und europaweit unter-
bleiben.

Ein wichtiges Thema, was ja auch sehr
aktuell ist, ist die Frage der Übernahme
des Bologna-Prozesses für die Juristen-
ausbildung.

Hier besteht unter Fachleuten (leider
nur unter ihnen!) die weit überwiegen-
de Auffassung, dass man an der be-
währten zweistufigen Juristenausbil-
dung nichts ändern soll.

Der Kammervorstand hat sich mehrfach
schon dahingehend geäußert, das bis-
herige Ausbildungsmodell beizubehal-
ten. Es gibt eben wissenschaftliche
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Disziplinen, beispielsweise auch in der
Medizin, wo man das Bologna-Modell
nicht überstülpen kann.

Aufhorchen lässt uns die Ankündigung,
es solle geprüft werden, inwieweit das
Recht der Prozesskostenhilfe und der
Beratungshilfe reformiert werden kann,
insbesondere mit dem Ziel der miss-
bräuchlichen Inanspruchnahme.

Bedenklich scheint mir auch die Absicht
zu sein, das Gerichtsvollzieherwesen zu
privatisieren.

Es darf nicht dazu kommen, dass dann
privatorientierte Gerichtsvollzieher nur
noch die kostenträchtigen Vollstreckun-
gen durchführen und die weniger ertrag-
reichen liegen lassen. Dies wird man zu
beobachten haben.

Abschließend und auch unter Bezug-
nahme auf den Bericht im Inneren des
KAMMERREPORTS sei darauf hingewie-
sen, dass sich die Bundesrechtsanwalts-
kammer, getragen von einer einmüti-
gen Haltung der Präsidentenkonferenz
vom 03.12.2009 im Schulterschluss mit
dem Deutschen Anwaltsverein gegenü-
ber der neuen Justizministerin dafür
stark machen will, die längst fällige Ge-
bührenanpassung in linearer Hinsicht,
aber auch in struktureller Hinsicht
durchzuführen.

Es gibt sicherlich keine Gruppe unter
den freien Berufen, welche seit nun-
mehr 15 Jahren auf eine Einkommenser-
höhung verzichtet hat.

In der Hoffnung, dass dies alles auch so
in Erfüllung geht, wie wir es uns wün-
schen, darf ich Ihnen, Ihren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern, Ihren Familien
und Angehörigen ein frohes Weih-
nachtsfest und alles Gute für das neue
Jahr wünschen.

Sterbegeldumlage
Der Vorstand der Pfälzischen Rechts-
anwaltskammer Zweibrücken, muss
Ihnen die traurige Mitteilung machen,
dass folgende ehemalige Kammermit-
glieder verstorben sind:

Rechtsanwalt Dr. Herbert Weigert,
Kaiserslautern

verstorben am 29. September 2009
im Alter von 80 Jahren

Rechtsanwalt Emil Kuhn,
Frankenthal

verstorben am 20. November 2009
im Alter von 85 Jahren

Wir bitten um Überweisung der Ster-
begeldumlage in Höhe von 52,00 €

ausschließlich auf unser Sterbegeld-
konto Nr. 4314670 (BLZ 542 617 00) bei
der VR-Bank Südwestpfalz bis späte-
stens zum 29. Januar 2010.

Kammerbeitrag für das Geschäfts-
jahr 2010
Gemäß § 20 der Geschäftsordnung
der Pfälzischen Rechtsanwaltskam-
mer Zweibrücken ist der Kammerbei-
trag ein Jahresbeitrag und am

01. Januar 2010
fällig. Da vom Kammerbeitrag die lau-
fenden Kosten der Kammer bezahlt
werden müssen, bitten wir um rechts-
zeitige Überweisung. Der Kammerbei-
trag für das kommende Jahr beträgt
240,00 €.

Ihre Überweisung erbitten wir auf das
Konto bei der VR-Bank Südwestpfalz
Nr. 104314670 (BLZ 542 617 00).

Sollten Sie uns eine Einzugsermächti-
gung erteilt haben, werden wir zum
gegebenen Zeitpunkt den Kammer-
beitrag 2010 sowie die Sterbegeldum-
lage einziehen.

Betriebsprüfung in Rechtsanwalts-
kanzleien
In seinem Urteil vom 24.06.2009 ent-
schied der Bundesfinanzhof (BFH, AZ:
VIII R 80/06), dass das Finanzamt
während einer elektronischen Betrieb-
sprüfung nicht verlangen kann auf
Daten von gesetzlich nicht vorge-
schriebenen elektronischen Aufzeich-
nungen zuzugreifen. Grundsätzlich ist
die Finanzverwaltung berechtigt,
gem. § 147 Abs. 6 AO im Rahmen einer
Betriebsprüfung in elektronisch ge-
führte Daten und Aufzeichnungen
Einsicht zu nehmen und diese maschi-
nell auszuwerten. Die Finanzbehörden
können gem. § 147 Abs. 6 AO jedoch
nur auf solche Daten des Steuerpflich-
tigen zugreifen, die er nach § 47 Abs. 1
AO aufzubewahren hat. Das Einsichts-
recht der Finanzverwaltung bezieht
sich nicht auf Unterlagen und Daten,
die z. B. private Vorgänge betreffen,
oder auch auf solche, die Aufzeich-
nungen zuzuordnen sind, die über die
gesetzliche Pflicht hinausreichen.

Aktenübersendung in die Kanzlei des
Prozessbevollmächtigten
Mit Beschluss vom 28.08.2009 hat der
Bundesfinanzhof (BFH, AZ: III B 89/09)
entschieden, dass kein grundsätzli-
cher Anspruch auf Übersendung der
Akten in die Kanzlei des Prozessbevoll-
mächtigten besteht. Begründet wird
dies mit § 78 FGO. Aus dem dortigen
Begriff „einsehen“ und der Regelung
über die Erteilung von Abschriften
durch die Geschäftsstelle ergebe sich,
dass die Einsichtnahme der Akten bei
Gericht die Regel sein solle und eine
vorübergehende Überlassung von
Akten an den Prozessbevollmächtig-
ten nur ausnahmsweise in Betracht
komme.
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Mitglieder der Kammern nach EuRAG
und § 206 BRAO
Nach Mitteilung der Bundesrechtsan-
waltskammer waren zum 01.01.2009
nach dem EuRAG 322 Rechtsanwälte
bundesweit tätig und nach § 206
BRAO 200. Insgesamt sind somit bun-
desweit 522 ausländische Rechtsan-
wälte in Deutschland tätig. 100 An-
wälte kommen aus den USA, 91 aus
Großbritannien, 51 aus Italien, 46 aus
Spanien und 44 aus der Türkei, 30 aus
Griechenland und 26 aus Frankreich,
17 aus Australien, jeweils 12 aus Polen
und Österreich und 10 aus Rumänien.
Für alle anderen Länder liegt die An-
zahl unter 10.

DEKRA-Zertifikat wettbewerbs- und
berufsrechtswidrig
Unter der Firmierung „DEKRA-Certifi-
cation“ ist die DEKRA eine Kooperati-
on mit dem Deutschen Anwaltszen-
trum eingegangen, mit dem Ziel eine
DEKRA-Zertifizierung für Juristen zu
verleihen. Bereits Anfang des Jahres
ist sie damit auf Antrag der Rechtsan-
waltskammer Köln, vertreten durch
ihren Präsidenten, vor dem Landge-
richt Köln gescheitert. Auch ein neuer
Anlauf mit geänderten Voraussetzun-
gen scheiterte am Landgericht Köln.

Um was geht es?: Einigen von Ihnen
wird die DEKRA-Zertifizierung für
Juristen bekannt sein. Die DEKRA in
Kooperation mit dem Deutschen An-
waltszentrum wirbt in ihrer bundes-
weit verschickten Einladung damit,
die Möglichkeit zu geben, Zertifizie-
rungen in verschiedenen Teilrechtsge-
bieten sowie einzelnen weiteren
Rechtsgebieten zu erlangen. Ziel sei
es, Anwälten die Möglichkeit der diffe-

renzierten Qualifikation und damit
einer nach Außen erkennbaren nach-
gewiesenen Spezialisierung zu bieten.
Als Teilrechtsgebiete werden Kündi-
gungsschutz, Marken- und Paten-
recht, Ehescheidungen und Unter-
haltsrecht, Presse- und Medienrecht,
Handelsrecht, Insolvenzverwaltung,
Internetrecht und Fahrerlaubnisrecht
genannt. Voraussetzung für den Er-
werb dieses DEKRA-Siegels sollten
sein eine je nach Fachgebiet unter-
schiedliche Anzahl einzureichender
Fälle unter anwaltlicher Versicherung
binnen eines Zeitraums von 4 Jahren,
2 Jahre anwaltliche Zulassung und
eine schriftliche Prüfung (Multiple-
Choice) mit einer Prüfungsdauer von 2
Stunden. Sofern diese Voraussetzun-
gen erfüllt wären, sollte das Zertifikat
2 Jahre gültig sein, als Verlängerung
wäre erforderlich gewesen, 10 Stun-
den Teilnahme an einer anerkannten
Fortbildungsveranstaltung innerhalb
von 2 Jahren für das jeweilige Rechts-
gebiet oder die Ablegung der aktuel-
len schriftlichen Prüfung im Rechtsge-
biet.

Gegen diese Werbung hat die Rechts-
anwaltskammer Köln zunächst einen
Antrag auf einstweilige Verfügung
eingereicht. Diesem wurde stattgege-
ben. Im nunmehr anschließenden
Hauptsacheverfahren hat das Landge-
richt Köln die einstweilige Verfügung
aufrechterhalten. Das Landgericht
Köln sieht in der vorbezeichneten
Werbung zu Recht eine irreführende
Werbung. Das Siegel einer bekannten
und allgemeinen anerkannten Prü-
fungsgesellschaft wie der DEKRA
suggeriere den Rechtsuchenden, dass
es „dem damit werbenden Anwalt auf
der Grundlage neutraler, allgemein

anerkannter Prüfungsbedingungen
unter Beteiligung der betroffenen
Fachkreise (hier: der Anwaltschaft) er-
teilt worden sei.“ Den Erwartungen
des Verkehrs an neutrale, allgemein
anerkannte Prüfungsbedingungen
unter Beteiligung der betroffenen
Fachkreise werde das DEKRA-Siegel
„Zertifizierter Anwalt im Rechtsgebiet
...“ nicht gerecht. Zwar würden Prü-
fungsinhalte von einem Zertifizie-
rungsausschuss festgelegt, es fehle in-
dessen an einer ausreichenden breit
angelegten Beteiligung der betroffe-
nen Fachkreise. Auch die Anforderung
der Vorlage von sehr wenigen bearbei-
teten Fälle begegne Bedenken.

Einwurf: Die Entscheidung des Land-
gerichts Köln ist sehr zu begrüßen.
Man mag darüber streiten, ob es sinn-
voll wäre unter den Fachanwaltschaf-
ten den Kolleginnen und Kollegen die
Möglichkeit zu geben, weitere Qualifi-
zierungen quasi als Vorstufe zur Fach-
anwaltschaft anzubieten. Das Aufstel-
len der Voraussetzungen sollte aber
unbedingt in den Händen der Sat-
zungsversammlung unter Mitwirkung
der Kammern und Berufsverbände
bleiben und auf keinen Fall, lediglich
aus monetären Gründen von einzel-
nen Anbietern forciert werden. Hätte
das Vorhaben der DEKRA in diesem
Fall Erfolg, so würde dies dazu führen,
dass zum einen die Fachanwaltschaf-
ten deutlich abgewertet werden und
zum anderen das rechtsuchende
Publikum getäuscht werde. Stellen Sie
sich zur Probe selbst die Frage: Gingen
Sie als Laie zu einem DEKRA-Zertifi-
zierten Anwalt für Fahrerlaubnisrecht
oder zu einem Fachanwalt für Ver-
kehrsrecht?
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schaft tätig ist oder in den letzten drei
Jahren vor Amtsantritt tätig war.

Zum anwaltlichen Mitglied des Kolle-
gialorgans darf nicht bestellt werden,
wer dem Vorstand einer Rechtsan-
waltskammer oder eines Verbandes
der Rechtsanwaltschaft angehört oder
im Haupt- oder Nebenberuf bei der
Bundesrechtsanwaltskammer, einer
Rechtsanwaltskammer oder einem
Verband der Rechtsanwaltschaft tätig
ist.
2. Vor der Bestellung eines Schlichters
ist dem gemäß § 2 gebildeten Beirat
Gelegenheit zur Stellungnahme inner-
halb einer Frist von 2 Monaten zu ge-
ben. Ihm sind der Name und der beruf-
liche Werdegang der als Schlichter vor-
gesehenen Person mitzuteilen. Nach
erfolgter Anhörung bestellt der Präsi-
dent der Bundesrechtsanwaltskammer
den Schlichter.
3. Jeder Schlichter, der allein tätig sein
soll, und der Vorsitzende des Kollegial-
organs müssen die Befähigung zum
Richteramt haben. Die Amtszeit be-
trägt 4 Jahre. Eine einmalige Wieder-
bestellung ist zulässig.
4. Der Schlichter ist unabhängig und
an Weisungen nicht gebunden. Er kann
vom Präsidenten der Bundesrechtsan-
waltskammer abberufen werden,
wenn Tatsachen vorliegen, die eine un-
abhängige Schlichtertätigkeit nicht
mehr erwarten lassen, wenn der
Schlichter nicht nur vorübergehend an
der Wahrnehmung seines Amtes ge-
hindert ist oder ein anderer wichtiger
Grund vorliegt.
5. Bei der Bestellung von mehreren
Personen zu Schlichtern legt der Präsi-
dent der Bundesrechtsanwaltskammer
im Einvernehmen mit ihnen die Ge-
schäftsverteilung einschließlich Vertre-
tungsregelung vor jedem Geschäfts-
jahr fest, und zwar für den Fall, dass die
Schlichter allein oder als Kollegialor-
gan entscheiden. Die Regelung in § 4
Nr. 4 Satz 1 bleibt unberührt. Eine Än-
derung der Geschäftsverteilung ist
während des Geschäftsjahres nur aus
wichtigem Grund zulässig. Das Ge-
schäftsjahr ist das Kalenderjahr.

Bericht über die Hauptversammlung
der BRAK in Stuttgart
Am 09. Oktober 2009 fand in Stutt-
gart die 121. Hauptversammlung der
Bundesrechtsanwaltskammer statt.
Nach ausführlicher Diskussion wurde
die nachstehend abgedruckte Satzung
der Schlichtungsstelle der Rechtsan-
waltschaft beschlossen. Diese wird in
den BRAK-Mitteilungen 6/2009 ver-
kündet werden, so dass sie zum
01.01.2010 in Kraft treten kann.

Satzung der Schlichtungsstelle
der Rechtsanwaltschaft

Die in der Bundesrechtsanwaltskam-
mer zusammengeschlossenen Rechts-
anwaltskammern haben in der Haupt-
versammlung der Bundesrechtsan-
waltskammer am 09.10.2009 nachste-
hende Satzung für die gemäß § 191f
BRAO einzurichtende Schlichtungsstel-
le der Rechtsanwaltschaft beschlossen.

§ 1
Bestellung und Tätigkeit des

Schlichters
1. Der Präsident der Bundesrechtsan-
waltskammer bestellt einen oder meh-
rere Schlichter, die allein oder als Kolle-
gialorgan tätig werden. Das Kollegial-
organ besteht aus 3 Schlichtern, dem
ein Rechtsanwalt angehören muss.
Vorschlagsberechtigt sind die Rechts-
anwaltskammern und der gemäß § 2
dieser Satzung gebildete Beirat.
Zum Schlichter, der allein tätig wird,
darf nicht bestellt werden, wer Rechts-
anwalt ist oder in den letzten drei Jah-
ren vor Amtsantritt war oder im Haupt-
oder Nebenberuf bei der Bundes-
rechtsanwaltskammer, einer Rechts-
anwaltskammer oder einem Verband
der Rechtsanwaltschaft tätig ist oder in
den letzten drei Jahren vor Amtsantritt
tätig war.
Zum nichtanwaltlichen Mitglied des
Kollegialorgans darf nur bestellt wer-
den, wer in den letzten drei Jahren vor
Amtsantritt nicht Rechtsanwalt war
und weder im Haupt- noch im Neben-
beruf bei der Bundesrechtsanwalts-
kammer, einer Rechtsanwaltskammer
oder einem Verband der Rechtsanwalt-

§ 2
Bestellung und Aufgaben des Beirats

1. Die Schlichtungsstelle der Rechtsan-
waltschaft erhält einen Beirat, der aus
höchstens neun Personen besteht.
2. Dem Beirat gehören an mindestens
jeweils ein Vertreter der Bundesrechts-
anwaltskammer, von Rechtsanwalts-
kammern, Verbänden der Rechtsan-
waltschaft, Verbänden der Verbrau-
cher und des Gesamtverbandes der
Deutschen Versicherungswirtschaft.
Andere Personen können in den Beirat
berufen werden. Höchstens die Hälfte
der Mitglieder des Beirates dürfen
Rechtsanwälte sein.
3. Die Mitglieder des Beirates werden
vom Präsidium der Bundesrechtsan-
waltskammer auf Vorschlag der Bun-
desrechtsanwaltskammer, der Rechts-
anwaltskammern, des Deutschen An-
waltvereins, des Bundesverbandes für
Verbraucherzentralen und Verbrau-
cherverbände und des Gesamtverban-
des der Deutschen Versicherungswirt-
schaft ausgewählt und vom Präsiden-
ten der Bundesrechtsanwaltskammer
ernannt.
Die Amtszeit beträgt vier Jahre. Eine
einmalige Wiederbestellung ist zuläs-
sig. Der Beirat wählt aus seiner Mitte
einen Vorsitzenden und seinen Vertre-
ter.
Dem Beirat ist vor der Bestellung von
Schlichtern, vor Änderung der Satzung
und vor Veröffentlichung des Tätig-
keitsberichtes Gelegenheit zur Stellun-
gnahme zu geben. Im Übrigen berät er
den Schlichter auf dessen Anforderung
in allen für das Schlichtungsverfahren
wesentlichen Fragen. Der Beirat tritt
mindestens einmal im Jahr zusammen.

§ 3
Zulässigkeit des

Schlichtungsverfahrens
1. Die Schlichtungsstelle kann bei ver-
mögensrechtlichen Streitigkeiten aus
einem bestehenden oder beendeten
Mandatsverhältnis angerufen werden.
2. Ein Schlichtungsverfahren ist un-
zulässig, wenn
a) ein Anspruch von mehr als
15.000,00 Euro geltend gemacht wird;
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rechtigt aber nicht verpflichtet, wenn
der Antragsgegner eine Stellungnah-
me nicht abgegeben hat.
Der Vorschlag muss zum Inhalt haben,
wie der Streit der Beteiligten auf
Grund der sich aus dem Sachvortrag
und den vorgelegten Unterlagen erge-
benden Sach- und Rechtslage ange-
messen beigelegt werden kann. Er ist
kurz und verständlich zu begründen
und den Beteiligten zuzustellen.
2. Die Beteiligten sind darauf hinzu-
weisen, dass sie zur Annahme nicht
verpflichtet und bei Nichtannahme
beiden Beteiligten der Rechtsweg
offen steht;
a) der Schlichtungsvorschlag von den
Beteiligten durch eine schriftliche Mit-
teilung, die innerhalb einer Frist von
einem Monat bei dem Schlichter ein-
gegangen sein muss, angenommen
werden kann und
b) die Frist mit Zustellung des Schlich-
tungsvorschlages beginnt.
3. Nach Ablauf der Frist teilt der
Schlichter den Beteiligten das Ergebnis
mit. Mit dieser Mitteilung ist das
Schlichtungsverfahren beendet. Kommt
es nicht zu einer Einigung, ist die Mit-
teilung als Bescheinigung über einen
erfolglosen Einigungsversuch nach
§ 15 a) Abs. 3 Satz 3 EGZPO zu bezeich-
nen. In der Bescheinigung sind die
Namen der Beteiligten und der
Verfahrensgegenstand anzugeben.

§ 6
Vertraulichkeit

Der Schlichter und seine Hilfspersonen
sind zur Verschwiegenheit verpflich-
tet. Sie sind insbesondere nicht befugt,
Informationen, von denen sie im
Schlichtungsverfahren Kenntnis erhal-
ten, Dritten zu offenbaren.

§ 7
Jahresbericht / Verfahrensregeln

1. Die Schlichtungsstelle veröffent-
licht innerhalb von sechs Monaten
nach Ende des Geschäftsjahres einen
schriftlichen Bericht über die Tätigkeit
im abgelaufenen Geschäftsjahr und
die dabei gewonnenen Erfahrungen.
Vor der Veröffentlichung ist dem Bei-

5

bei einem Teilanspruch ist der gesamte
strittige Anspruch zur Wertbemessung
zu berücksichtigen;
b) die Streitigkeit bereits vor einem
Gericht anhängig war oder ist, durch
einen außergerichtlichen Vergleich
beigelegt oder ein Antrag auf
Prozesskostenhilfe abgewiesen wurde,
weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung
keine Aussicht auf Erfolg bot oder
mutwillig erschien;
c) von einem der an dem Schlichtungs-
verfahren Beteiligten Strafanzeige im
Zusammenhang mit dem der Schlich-
tung zugrunde liegenden Sachverhalt
erstattet wurde oder während des
Schlichtungsverfahrens erstattet wird
und/oder eine berufsrechtliche oder
strafrechtliche Überprüfung des be-
anstandeten Verhaltens bei der zustän-
digen Rechtsanwaltskammer oder der
Staatsanwaltschaft anhängig und
dieses Verfahren noch nicht abge-
schlossen ist;
d) vor einer Rechtsanwaltskammer
ein Verfahren gemäß § 73 Abs. 2 Nr. 3
BRAO durchgeführt wird oder wurde.
3. Der Schlichter kann die Durch-
führung oder die Fortsetzung eines
beantragten Schlichtungsverfahrens
ablehnen, wenn
a) die Klärung des Sachverhaltes eine
Beweisaufnahme erfordert, es sei denn,
der Beweis kann durch die Vorlage von
Urkunden geführt werden;
b) er unter Zugrundelegung der ihm
vorgelegten Unterlagen zu der Auffas-
sung gelangt, dass die Schlichtung
keine Aussicht auf Erfolg hat.

§ 4
Verfahren

1. Der Antrag auf Durchführung der
Schlichtung ist unter kurzer schriftli-
cher Schilderung des Sachverhaltes und
Beifügung der für die Prüfung erforder-
lichen Unterlagen an die Schlichtungs-
stelle zu richten. Der Antragsteller hat
in dem von ihm gestellten Antrag zu
versichern, dass die in § 3 Abs. 2 b) und
d) aufgeführten Ausschlussgründe
nicht vorliegen.
2. Der Schlichter prüft die Unterlagen,
übersendet dem Antragsteller die Sat-

zung und fordert ihn gegebenenfalls
unter Setzen einer angemessenen Frist
auf, den Sachvortrag zu ergänzen
und/oder fehlende Unterlagen nachzu-
reichen.
3. Anschließend entscheidet der Schlich-
ter über die Zulässigkeit des Schlich-
tungsverfahrens. Ist dieses unzulässig
oder macht der Schlichter von seinem
Ablehnungsrecht Gebrauch, weist er
den Schlichtungsantrag zurück. Hier-
von soll er den Antragsgegner unter-
richten.
4. Ist das Verfahren zulässig, entschei-
det der Schlichter, ob er allein oder das
etwa eingerichtete Kollegialorgan tätig
werden soll. Für das Kollegialorgan
gelten die nachfolgenden Vorschriften
entsprechend.
Über die Zulässigkeit des Antrages und
über den weiteren Verfahrensverlauf
unterrichtet er den Antragsteller.
Gleichzeitig übermittelt er dem An-
tragsgegner die Satzung und den
Antrag mit der Aufforderung, inner-
halb einer angemessenen Frist hierzu
Stellung zu nehmen.
Beide Parteien weist er darauf hin,
dass unabhängig vom Lauf des Schlich-
tungsverfahrens etwaige Regressan-
sprüche verjähren können.
5. Nach Vorlage der Stellungnahmen
beider Beteiligten oder nach Fristablauf
kann der Schlichter eine ergänzende
Stellungnahme der Beteiligten einho-
len, soweit er eine weitere Aufklärung
des Sachverhalts für notwendig hält.
Eine mündliche Verhandlung findet
nicht statt. Der Schlichter kann die
Beteiligten in ihm geeignet erscheinen-
der Art und Weise anhören, wenn er der
Überzeugung ist, dass hierdurch eine
Einigung gefördert werden kann.
6. Der Schlichter kann sämtliche von
ihm gesetzten Fristen als Ausschluss-
fristen bestimmen.

§ 5
Schlichtungsvorschlag

1. Der Schlichter unterbreitet nach Vor-
liegen der Stellungnahmen der Betei-
ligten einen schriftlichen Schlichtungs-
vorschlag. Hierzu ist er in ihm geeignet
erscheinenden Fällen auch dann be-
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rat Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.
2. Die Verfahrensregeln sind in der Ge-
schäftsstelle zur Einsicht auszulegen
und auf Anforderung Interessierten
zuzusenden.

§ 8
Kosten

1. Die Durchführung des Schlichtungs-
verfahrens ist kostenfrei. Auslagen
werden von der Schlichtungsstelle
nicht erstattet.
2. Jede Partei trägt die eigenen Kosten
und Auslagen, es sei denn es wird
Abweichendes vereinbart.

§ 9
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Ersten des Monats
in Kraft, der auf die Veröffentlichung in
den BRAK-Mitteilungen folgt.

Die Versammlung beschäftigte sich
außerdem mit der Frage zur Ge-
bührenanpassung. Alle waren sich
einig, dass es unbedingt erforderlich sei,
sich für eine lineare Gebührenanpas-
sung einzusetzen. Seit 1994 hat es keine
lineare Gebührenanpassung gegeben.
Zwar hat die Einführung des Rechtsan-
waltsvergütungsgesetz in einigen
Bereichen zu Verbesserungen geführt,
allerdings nicht in allen Bereichen. So
mussten Familienrechtler und auch
Baurechtler wegen des Wegfalls der Be-
weisgebühr Einkommenseinbußen in
Kauf nehmen. Bekanntlich hat sich der
DAV an seinem diesjährigen Anwalts-
tag für eine 15%ige Erhöhung stark ge-
macht. Nach Auffassung der Gebühren-
rechtsreferenten bei der Bundesrechts-
anwaltskammer ist es neben der linea-
ren Anpassung erforderlich auch eine
strukturelle Anpassung des Rechtsan-
waltsvergütungsgesetzes zu erzielen,
nachdem in den vergangenen 5 Jahren
einige strukturelle Schwächen festge-
stellt worden seien. Die speziellen Punk-
te hier zu nennen würde den Rahmen
des KAMMERREPORTS sprengen. Daher
nur punktuell einige Ziele:
– zunächst soll in der Anmerkung zu
Nr. 1000 VV RVG ein Hinweis auf § 779

Abs. 2 BGB aufgenommen werden um
den Streit zu erledigen, dass die Eini-
gungsgebühr auch bei Ratenzahlungs-
vergleichen anfällt.
– ferner soll vorgeschlagen werden,
die Schwellengebühr in Nummern
2300, 2301, 2400 und 2401 VV RVG zu
streichen.

Die Wiedereinführung der Beweisge-
bühr sei zwar kein realistisches Ziel,
allerdings wäre zu überlegen, ob nicht
bei Erforderlichwerden mehrerer Termi-
ne zur Durchführung einer Beweisauf-
nahme sich die Terminsgebühr pro
Termin erhöhe.

Auch das Thema Rechtsschutzversiche-
rungen nahm breiten Raum der Ver-
sammlung ein. Geschäftsführerin Julia
von Seltmann berichtete von den Be-
strebungen der Rechtsschutzversiche-
rungen Versicherte dazu zu bewegen,
eigene Anwälte zu beauftragen. Als Be-
lohnung „erhielten diese dann die
Selbstbeteiligung erlassen.“ Das Pro-
blem sei hierbei die Beschränkung der
freien Anwaltswahl. Ein weiteres Pro-
blem seien die Rationalisierungsab-
kommen der Rechtsschutzversicherun-
gen, die in Wahrheit Gebührenverzichte
der Rechtsanwälte seien.

Angesprochen wurde außerdem auch
die Reform des Untersuchungshaft-
rechts. Hier berichtete der Geschäfts-
führer der Bundesrechtsanwaltskam-
mer RA Frank Johnigk über den momen-
tanen Sachstand. Zukünftig soll bei An-
ordnung von Untersuchungshaft ein
Recht auf Pflichtverteidigung bestehen.
Es sind Bestrebungen im Gange, Listen
von Rechtsanwälten zu erstellen, die
bereit sind Pflichtverteidigungen zu
übernehmen. Dieser Punkt war auch
Gegenstand der Besprechungen des
Kammervorstandes mit den Vorsitzen-
den der Anwaltsvereine, auf diesen wird
daher an anderer Stelle näher einge-
gangen.

Bericht aus der
Satzungsversammlung
Die Satzungsversammlung bei der Bun-
desrechtsanwaltskammer fand diesmal
an zwei Tagen statt und zwar am 06.
und 07. November 2009. Breiten Rah-
men nahm die Überprüfung der Berufs-
ordnung und der Fachanwaltsordnung
auf ihre Europatauglichkeit, das so ge-
nannte „Normen-Screening“ ein. Dane-
ben gab es noch folgende Änderungen:
– § 6 Abs. 2 Satz 2 BORA wurde gekürzt.
Nunmehr sind Hinweise auf Mandate
und Mandanten zulässig, soweit der
Mandant ausdrücklich eingewilligt hat.
Die Beschränkung auf Praxisbro-
schüren, Rundschreiben und andere
vergleichbare Informationsmittel wur-
de ersatzlos gestrichen. Erforderlich ist
aber nach wie vor die ausdrückliche
Einwilligung des Mandanten.
Bekanntlich hat das Bundesministeri-
um der Justiz die in der letzten
Satzungsversammlung getroffenen Be-
stimmungen zur Zweigstelle nicht
akzeptiert, da es eine Gesetzgebungs-
kompetenz der Satzungsversammlung
verneint hat. Die Weigerung soll nun
gerichtlich überprüft werden. Ungeach-
tet dessen hat die Satzungsversamm-
lung nun beschlossen, die Zweigstelle
wenigstens in § 10 BORA zu erwähnen.
So soll als § 10 Abs. 1 BORA nunmehr
folgender Absatz eingefügt werden:
„Der Rechtsanwalt hat auf Briefbögen
seine Kanzleianschrift anzugeben. Werden
mehrere Kanzleien, eine oder mehrere
Zweigstellen unterhalten, so ist für jeden
auf den Briefbögen genannten seine
Kanzleianschrift (§ 31 BRAO) anzugeben.“
Aus rein redaktionellen Gründen erfolg-
te die Streichung des § 23 BORA dies
deswegen, weil sich die Regelung nun-
mehr in § 4 Abs. 2 Satz 6 findet.
„Über Fremdgelder ist unverzüglich,
spätestens mit Beendigung des Man-
dats abzurechnen.“

Die Änderungen der BORA müssen
zunächst vom Bundesjustizministerium
geprüft und in den BRAK-Mitteilungen
verkündet werden. Sie werden daher
frühestens am 01. Mai 2010 in Kraft
treten können.



Schlichtungsvorschlag ist nur verbind-
lich, wenn er von beiden Seiten ange-
nommen wird.“ Im Interesse der An-
waltschaft, der Rechtsuchenden und
auch der Gerichte solle von den Ver-
mittlungsmöglichkeiten auch Ge-
brauch gemacht werden. Daneben
werdel in den nächsten Monaten der
Ombudsmann bei der Bundesrechts-
anwaltskammer eingerichtet. Als
unabhängige Schlichtungsstelle ist er
bundesweit zuständig für alle Ver-
mittlungsfälle zwischen Anwälten
und Mandanten bis zu einem Streit-
wert in Höhe von 15.000,00 € in
vermögensrechtlichen Streitigkeiten.
Erklärtes Ziel unseres Kammervor-
standes sei es aber, die Vermittlungs-
verfahren vor Ort zu führen. Als Vor-
teil des Vermittlungsverfahrens vor
Ort werde angesehen, dass dieses vor-
aussichtlich schneller arbeiten werde
und auch die Ortsnähe gewahrt sei.

Auf Wunsch der Anwaltsvereine wur-
de nochmals über die Möglichkeit,
auswärtige Gerichtstage des OLG
Zweibrücken im Raum Vorderpfalz ein-
zurichten, angesprochen. Es wurde
zunächst kontrovers diskutiert. Ein
Vorstoß vor ein paar Jahren war be-
reits an den Bedenken des Oberlan-
desgerichts gescheitert. Die Teilneh-
mer des Treffens waren sich aber
einig, dass nochmals ein Vorstoß
gestartet werden sollte. Die damali-
gen Bedenken des Oberlandesgerichts
wurden als nicht stichhaltig angese-
hen. Da zur Zeit verschiedene Senate
für den Raum Vorderpfalz zuständig
seien, bedürfe es lediglich einer Ände-
rung des Geschäftsverteilungsplans
um das Ziel zu erreichen. Nach Auffas-
sung der Teilnehmer wäre ein auswär-
tiger Gerichtstag für die Justizkasse
im Endeffekt billiger. Im Übrigen
würde das Oberlandesgericht durch
diese Einrichtung auch seine Bürger-
nähe unter Beweis stellen. Nicht zu-
letzt wäre es natürlich auch für die
beteiligten Anwälte wesentlich zeit-
sparender und damit auch kostengün-
stiger. Schließlich verdienen Anwälte
auch mit Zeit Geld.

Treffen des Kammervorstandes mit
Vertretern der Anwaltsvereine
Der Vorstand der Pfälzischen Rechts-
anwaltskammer Zweibrücken hatte
zum 18. November 2009 wieder die
Vertreter der Anwaltsvereine zu
einem Treffen eingeladen. In gewohnt
harmonischer Atmosphäre wurden
Themen wie

– Vermittlungsverfahren/
Schlichtungsstelle

– auswärtige Gerichtstage des OLG
Zweibrücken in Landau oder
Neustadt/Weinstr.

– Mediation
– Gebührenanpassung
– Rechtsschutzversicherungen/

Rationalisierungsabkommen/
Freie Anwaltswahl

– Reform des Untersuchungshafts-
rechts und

– die mehr als schlechte Situation
beim AG Ludwigshafen in Kosten-
sachen und PKH-Angelegenheiten

besprochen.

Zunächst berichtete der Präsident
über das Vermittlungsverfahren bei
der Pfälzischen Rechtsanwaltskam-
mer Zweibrücken. Es ist beabsichtigt,
in Zukunft verstärkt Vermittlungen
zwischen Mandanten und Anwälten
durchzuführen. Dies ist auch Ziel der
Gesetzesregelung in § 73 Abs. 5 BRAO.
Dort heißt es: „Beantragt bei Streitig-
keiten zwischen einem Mitglied der
Rechtsanwaltskammer und seinem
Auftraggeber der Auftraggeber ein
Vermittlungsverfahren, so wird dieses
eingeleitet ohne dass es der Zustim-
mung des Mitglieds bedarf. Ein

Der Vorsitzende des Anwaltsvereins
Ludwigshafen, RA Willibrord Zunker
berichtete über seine Erfahrungen mit
Mediationsverfahren. Er appellierte
daran, dass die Anwaltschaft sich
engagieren und offen sein solle für
Mediation. Problematisch sei, dass es
für Mediatoren keinen speziellen Aus-
bildungsgang gebe. Schließlich könne
sich jeder als Mediator bezeichnen.
Nach Auffassung der Pfälzischen
Rechtsanwaltskammer kann sich als
Mediator auf einem Anwaltsbriefkopf
nur bezeichnen, wer zumindest den
80stündigen Lehrgang der DAA zum
Anwaltsmediator durchlaufen hat.
Auch die Vergütungsfrage ist noch
nicht abschließend geklärt. Bemän-
gelt wurde außerdem, dass der Anteil
der Richter viel zu hoch sei bei ge-
richtsförmigen Mediationsverfahren.
Für einige der Teilnehmer stellte sich
auch die Frage, wie man als Anwalt
und damit einseitiger Interessenver-
treter den „Schalter umlegen könne“
und in anderen Fällen die Rolle des
Mediators spielen könne. Dies ist aber
wohl eine rein persönliche Frage, die
jeder für sich selbst beantworten soll-
te. Obwohl also klärungsbedürftige
Fragen sich zuhauf stellen, sollte die
Anwaltschaft sich diesen Fragen stel-
len und konstruktiv an deren
Lösungen mitarbeiten.

Bezüglich der linearen Gebührenan-
passung waren sich die Teilnehmer
einig, dass eine Anpassung längst
überfällig ist, nachdem seit 1994 keine
lineare Gebührenanpassung mehr
erfolgt ist.

Als weiterer Tagesordnungspunkt wur-
den die Bestrebungen der Rechts-
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schutzversicherungen angesprochen,
die Versicherungsnehmer in ihrer
freien Anwaltswahl zu beschränken,
indem sie ihnen die Reduzierung der
Selbstbeteiligung oder den Erlass der
Selbstbeteiligungen anbieten, sofern
sie einen Anwalt nach Wahl der Versi-
cherung wählen. Auch die Rationalisie-
rungsabkommen wurden problema-
tisch gesehen. Zwar ist es bei außerge-
richtlicher Beratung möglich eine allge-
meine Honorarvereinbarung abzusch-
ließen. Problematisch wird dies aber
bereits bei außergerichtlicher Vertre-
tung. Eine allgemeine Vereinbarung ist
hier nach dem Gesetz nicht möglich.
Lediglich auf den Einzelfall abgestimmt
kann hier eine Reduzierung erfolgen.
Aber wo kein Kläger da kein Richter. Es
sollte auf jeden Fall jeder für sich selbst
prüfen, ob und was es ihm nützt, sich

diesen Bestrebungen der Rechtsschutz-
versicherungen zu unterwerfen. Ist es
nicht widersprüchlich und auch kontra-
produktiv, einerseits eine Gebührener-
höhung zu verlangen, andererseits sich
aber mit noch geringeren Gebühren als
üblich zufrieden zu geben?

Ab 01.01.2010 wird es zur Reform des
Untersuchungshaftsrechts kommen.
Dann tritt die Neuregelung des § 140
Abs. 1 Nr. 4 StPO in Kraft. Danach ist
ein notwendiger Verteidiger einem
Beschuldigten dann beizuordnen,
wenn gegen ihn Untersuchungshaft
oder eine einstweilige Unterbringung
vollstreckt wird und er keinen eigenen
Verteidiger benennt. Nach § 141 Abs. 4,
2. Halbsatz StPO n. F. ist für die unver-
zügliche Beiordnung nach Beginn der
Vollstreckung der Haftrichter zustän-
dig. Problematisch ist die Frage, wie
die Betroffenen ihren Pflichtverteidi-
ger auswählen sollen. Allein aus einer
Liste mit allen Rechtsanwälten im
Bezirk, einen ihnen unbekannten Ver-
teidiger auszusuchen ist sicher nicht
der Weisheit letzter Schluss. Die
Vertreter waren daher der Meinung,
dass es empfehlenswert ist, Listen mit
Anwälten, die bereit sind Pflichtvertei-
digungen zu übernehmen, zu erstellen
und diese den Richtern und Polizeibe-

amten zur Verfügung stellen. Es wird
daher in nächster Zeit eine Rundfrage
im Kammerbezirk durch die Anwalts-
vereinsvorsitzenden erfolgen. Interes-
sierte können sich aber auch gerne an
die Pfälzische Rechtsanwaltskammer
wenden. Wir werden dann ihre Bereit-
schaft an die jeweiligen Anwaltsver-
einsvorsitzenden weiterleiten.

Unter „Verschiedenes“ wurde die
Problematik am Amtsgericht Lud-
wigshafen in Kosten- und PKH-Sachen
thematisiert. Dort herrscht seit Jahren
ein enormer Personalbedarf. Die zu-
ständigen Rechtspfleger sind total
überlastet, so dass betroffene Kolle-
gen auf die Bearbeitung der Kosten-
und PKH-Sachen monatelang warten
müssen. Zur Erinnerung: Es gibt Amts-
gerichte bei denen die Bearbeitung
weniger als 4 Wochen dauert.
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Roth, JR Matissek, JR Weis

JR Matissek, JR Weis

Kammerversammlung 2010
Bereits jetzt bitten wir Sie, sich den
Termin für die nächste Kammerver-
sammlung am 21.04. um 17:00 Uhr
frei zu halten. Sie findet in Kaisers-
lautern statt. Nähere Infos folgen.
Gem. § 4 Abs. 2 Geschäftsordnung
(GO) weisen wir Sie darauf hin, dass

Anträge zur Tagesordnung drei Wo-
chen vor dem angekündigten Termin
vorliegen müssen. Sie müssen in die
Tagesordnung aufgenommen wer-
den, wenn sie von wenigstens zehn
Mitgliedern unterschreiben sind.
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Erfahrungsaustausch
Fachanwaltschaften
Am 23./24. November 2009 trafen
sich Fachausschussvorsitzende aus
dem gesamten Bundesgebiet zum
diesjährigen Erfahrungsaustausch.
Die dort gefassten Empfehlungen, die
allerdings für die jeweiligen Fachaus-
schüsse nicht verbindlich sind, wer-
den voraussichtlich in den nächsten
BRAK-Mitteilungen veröffentlicht
werden.

Sicherheitslage der Gerichte
Die Präsidentin des Landgerichts Fran-
kenthal hat sich mit einem Anschrei-
ben an die Vorsitzenden der Anwalts-
vereine Kaiserslautern, Landau, Pir-
masens und Zweibrücken gewandt.
Die dortigen Ausführungen sind
sicher auch für alle Kammermitglie-
der von Interesse. Es geht um die
Sicherheit der Gerichte; erneut in den
Fokus geraten, nicht zuletzt durch die
dramatischen Vorfälle in Landshut
und insbesondere in Dresden. Es habe
sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass
die bisherigen Einlasskontrollen nicht
ausreichend waren um mögliche
Straftäter davon abzuhalten Waffen,
etwa auch Messer in Gerichtsgebäude
mitzubringen. Eine Stichprobenkon-
trolle in Kaiserslautern habe dies ge-
rade in jüngster Zeit wieder gezeigt.
Unter dem Eindruck erhöhter Sicher-
heitsanforderungen habe das Land
Rheinland-Pfalz die Landgerichte mit
neuen Metalldetektorschleusen aus-
gestattet, so dass das Landgericht
Frankenthal jetzt über zwei solcher
Einrichtungen verfüge. Die bisher vor-
handene, vor dem großen Sitzungs-
saal 20 bleibe weiterhin fest montiert.
Die neue werde im Eingangsbereich
des Gebäudes aufgebaut. Zukünftig
sollen stichprobenartige Einlasskon-
trollen stattfinden. Als Präsidentin
des Landgerichts Frankenthal beab-
sichtigte sie von diesen Kontrollen
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-
te, denen als Organ der Rechtspflege
ihr grundsätzliches Vertrauen gehöre,
auszunehmen, wenn sie ihren An-
waltsausweis beim Betreten des Ge-

bäudes an der Pforte vorzeigen. Die
Diskussion darüber, ob jemand „per-
sönlich bekannt“ ist, möchte sie den
Wachmeistern nicht zumuten, zumal
es auch in diesem Bereich oft Perso-
nalwechsel gebe.

Sollten Sie daher bislang die Notwen-
digkeit einen Anwaltsausweis zu be-
sitzen nicht für sich gesehen haben,
sollten Sie dies nochmals überdenken.
Bekanntlich können Sie gegen eine
Gebühr in Höhe von 15,00 € und
Übersendung eines Passbildes Ihren
Anwaltsausweis bei der Pfälzischen
Rechtsanwaltskammer Zweibrücken
beantragen. Ein entsprechendes An-
tragsformular senden wir Ihnen gerne
zu.

Pflichten gem. § 14 BORA
Aus gegebenem Anlass weist der
Kammervorstand auf § 14 BORA hin.
Danach hat der Rechtsanwalt ord-
nungsgemäße Zustellungen entge-
gen zu nehmen und das Empfangsbe-
kenntnis mit dem Datum versehen,
unverzüglich zu erteilen. Wenn der
Rechtsanwalt bei einer nicht ord-
nungsgemäßen Zustellung die Mit-
wirkung verweigert, muss er dies dem
Absender unverzüglich mitteilen.

Die Unterzeichnung des Empfangsbe-
kenntnisses ist von einer Rechtsan-
wältin/einem Rechtsanwalt zu unter-
zeichnen und kann somit nicht von
Büroangestellten auch nicht „i. A.“
unterschrieben werden. Wir bitten
um Beachtung.

Vertretung widerstreitender
Interessen
In unserem letzten KAMMERREPORT
3/2009 hatten wir Ihnen fünf klassi-
sche Fälle aus dem Familienrecht auf-
gezeigt, in denen sich die Problematik
der widerstreitenden Interessen zei-
gen kann. In der Beziehung möchten
wir Sie auf den ausführlichen und sehr
informativen Aufsatz von Frau Kolle-
gin Dr. Susanne Offermann-Burckart
hinweisen. Erschienen in Anwalts-
blatt 11/2009. Dort zeigt sie 35 weitere

Fälle mit Interessenkollisionsproble-
matik auf. Sollten Sie das Anwalts-
blatt nicht beziehen, können Sie den
Aufsatz auch einsehen unter:
www.anwaltsblatt.de, dort Ausgabe
des Anwaltsblatts 11/2009. Der Auf-
satz knüpft an den Beitrag im An-
waltsblatt 2008 Seite 446/447 ff. an.

RVG Stand: 01.10.2009
Mit diesem KAMMERREPORT über-
senden wir jedem Kammermitglied in
der Anlage die BRAK-Information,
Heft 4, Gesetz über die Vergütung der
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-
te, Rechtsanwaltsvergütungsgesetz,
RVG, Stand: 01.10.2009.
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66953 Pirmasens

Bernd Rudolph
Bahnhofstr. 63
67059 Ludwigshafen

Birgit Schmidt
Moltkestr. 21
67433 Neustadt

Dr. Rouven Schwab
Rheinstr. 2
67141 Neuhofen

Andreas Weckerle
Eisenbahnstr. 27
67655 Kaiserslautern

LÖSCHUNG GMBH

Küttner Rechtsanwälte GmbH
Schillerstr. 37
66482 Zweibrücken
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FACHANWÄLTE

Der Vorstand der Pfälzischen Rechts-
anwaltskammer Zweibrücken hat in
den letzten Monaten die Bezeichnung
„Fachanwalt für ...“ an folgende Kolle-
ginnen und Kollegen verliehen:

Fachanwalt für Arbeitsrecht
RAin Petra Schenk
RA Philipp Jobski
RA Thomas Schopf

Fachanwalt für Bank- und
Kapitalmarktrecht
RA Andreas Volz

Fachanwalt für Familienrecht
RA Bernd Knöppel
RA Rainer Herzfeldt

Fachanwalt für Erbrecht
RA Jan Ole Ewert

Fachanwalt für Miet- und Wohnungs-
eigentumsrecht
RA Holger Leonhard

Fachanwalt für Verkehrsrecht
RAin Barbara Krumbacher
RAin Anke Schumann
RA Jürgen W. Faul
RA Thomas Gries

AUSBILDUNG

Anmeldung Zwischenprüfung 2010
Die Zwischenprüfung findet am
03. März 2010
in den jeweiligen Berufsschulen statt.
Die Prüflinge werden gebeten, sich bis
spätestens
1. Februar 2010
mit dem in der Anlage befindlichen
Anmeldeformular bei der Geschäfts-
stelle der Pfälzischen Rechtsanwalts-
kammer Zweibrücken, Landauer Str.
17, 66482 Zweibrücken anzumelden.

Anmeldung zur Abschlussprüfung
Sommer 2010

Die Abschlussprüfung Sommer 2010
findet am
• Dienstag, den 18. Mai 2010, vorm.

08.00 Uhr in dem Fach:
Fachbezogene Informationsverar-
beitung

• Mittwoch, den 19. Mai 2010, vorm.
08.00 Uhr in den Fächern:
Rechnungswesen und Rechtsan-
waltsgebührenrecht

• Donnerstag, den 20. Mai 2010,
vorm. 08.00 Uhr in den Fächern:
Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde
Zivilprozessrecht

in den jeweiligen Berufsschulen statt.

Die Prüflinge sind bis spätestens
1. Februar 2010
mit dem in der Anlage befindlichen
Anmeldeformular bei der Geschäfts-
stelle der Pfälzischen Rechtsanwalts-
kammer Zweibrücken, Landauer Str.
17, 66482 Zweibrücken anzumelden.

Hinweis zur Prüfung
Aus gegebenem Anlass müssen wir
darauf hinweisen, dass die von der
Kammer vorgegebene Anmeldefrist
nicht verlängert werden kann. Für die
rechtzeitige Anmeldung sind die Aus-
bilder verantwortlich.

Verspätete Anmeldungen können
grundsätzlich nicht mehr angenom-

men werden. Auch ist es für die Kam-
mergeschäftsstelle nicht zumutbar,
die Auszubildenden und Ausbilder auf
ihre fehlenden Anmeldungen auf-
merksam zu machen.

Besondere Hinweise zur Anmeldung
für die Abschlussprüfung
Wir möchten Sie darauf aufmerksam
machen, dass gemäß § 39 BBiG und § 8
PO zur Abschlussprüfung zuzulassen
ist, wer die Ausbildungszeit zurückge-
legt hat oder wessen Ausbildungszeit
nicht später als zwei Monate nach
dem Prüfungstermin endet.

Wessen Ausbildungsvertrag also über
den Stichtag, 03. September 2010 hin-
ausgeht, muss Antrag auf vorzeitige
Zulassung zur Abschlussprüfung stellen.

Antrag auf vorzeitige Zulassung zur
Abschlussprüfung
Soweit Anträge auf vorzeitige Zulas-
sung beabsichtigt sind, wird gebeten,
diese bis längstens 01. Februar 2010
der Kammer vorzulegen und die nach §
40 Abs. 1 BBiG und § 9 PO erforderliche
Stellungnahme des ausbildenden
Rechtsanwalts sowie der Berufsbilden-
den Schule beizufügen. Entsprechende
Vordrucke können bei der Kammerge-
schäftsstelle angefordert werden.

Seminar zur Erlangung der
Qualifikation „Geprüfter Rechtsfach-
wirt/Geprüfte Rechtsfachwirtin“
In 2010 – 2011 findet erneut ein Semi-
nar der Rechtsanwaltskammern Ko-
blenz, Saarbrücken und Zweibrücken
in Mainz statt, in Zusammenarbeit mit
der Soldan GmbH, zur Erlangung der
Qualifikation „Geprüfter Rechtsfach-
wirt/Geprüfte Rechtsfachwirtin“. Das
Seminar beginnt am 27. Februar 2010.
Die Unterrichtszeiten sind jeweils frei-
tags von 14.30 Uhr – 20.00 Uhr und
samstags von 09.00 Uhr bis 15.00 Uhr.
Anmeldeschluss ist der 20. Januar 2010
bei der Hans Soldan GmbH. Bei Inter-
esse übersenden wir Ihnen gerne die
Ausschreibung des Seminars. Bitte
wenden Sie sich diesbezüglich an die
Geschäftsstelle.
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Bekanntmachung der Satzungsände-
rung des Versorgungswerks.

1) § 11 Absatz l, Satz 2 erhält einen
Zusatz:
“aber nicht vor Ende der Beitrags-
pflicht gemäß § 23 Absatz 5.”

2.) § 22 wird wie folgt neu gefasst:
(1) Werden Ehegatten geschieden, die
beide Mitglieder des Versorgungswer-
kes sind, findet der Versorgungsaus-
gleich durch interne Teilung entspre-
chend § 10 Absatz l u.2 VersAusgIG
statt.
(2) Ist der ausgleichsberechtigte Ehe-
gatte nicht Mitglied des Versorgungs-
werkes, findet der Versorgungsaus-
gleich durch interne Teilung nach § 10
Absatz l VersAusgIG statt. Für den aus-
gleichsberechtigten Ehegatten wird
beim Versorgungswerk ein Anrecht
auf Altersrente zulasten des Anrechts
des ausgleichspflichtigen Mitglieds
beim Versorgungswerk in Hohe des
Ausgleichswerts begründet. Weitere
Anrechte, insbesondere auf Berufsun-
fähigkeits- und Hinterbliebenenver-
sorgung entstehen hierdurch nicht.
Zum Ausgleich für die Beschränkung
auf die Altersrente erhält der Aus-
gleichsberechtigte, wenn er bei Ehe-
zeitende das 62. Lebensjahr noch nicht
vollendet hatte, einen Zuschlag zu sei-
ner Altersrente in Höhe von 9 vom
Hundert.
(3) Der ausgleichsberechtigte Ehegat-
te wird nicht Mitglied des Versor-
gungswerks. Das Recht, die Versor-
gungsanwartschaften durch Beitrags-
zahlungen zu erhöhen, besteht nicht.
Das begründete Anrecht nimmt an der
Entwicklung des Rentensteigerungs-
betrages (§12 Absatz 2) teil. Die Ge-
währung einer Altersrente aus dem
begründeten Anrecht richtet sich be-
züglich des Rentenbeginns nach § 10
Absatz 1. Sie ist nicht von der Erfüllung
von Mindestbeitrags- und Mindest-
wartezeiten abhängig.
(4) Unter den Voraussetzungen des
§ 14 VersAusgIG soll der Versorgungs-
ausgleich auch durch externe Teilung
durchgeführt werden. Vereinbarun-

gen gemäß §§ 6-8 VersAusgIG sind
zulässig.
(5) Die Veränderung der Anwartschaf-
ten eines Mitglieds wird in allen Fällen
des Versorgungsausgleichs wie folgt
ermittelt: Das Produkt von übertra-
gener Anwartschaft, ohne Zuschlag
gemäß Absatz 2, Satz 4 und Renten-
steigerungsbetrag zum Berechnungs-
zeitpunkt wird durch den Rentenstei-
gerungsbetrag bei Ehezeitende geteilt

Veränderungsbetrag =
Übertragene Anwartschaft x Renten-
steigerungsbetrag im Berechnungs-
zeitpunkt : Rentensteigerungsbetrag
bei Ehezeitende

Der so ermittelte Betrag wird von der
Anwartschaft des ausgleichspflichti-
gen Mitglieds wie sie sich ohne
Berücksichtigung des Versorgungs-
ausgleichs ergeben würde, abgezo-
gen. Im Fall des Absatz l wird er der
Anwartschaft des ausgleichsberech-
tigten Mitglieds hinzugezählt.
(6) Ein Mitglied kann die durch den
Versorgungsausgleich eingetretene
Minderung seiner Rentenanwart-
schaften ganz oder teilweise durch
Sonderzahlungen innerhalb von fünf
Jahren nach Rechtskraft der Entschei-
dung im Versorgungsausgleich, späte-
stens bis zum Eintritt des Versor-
gungsfalls ausgleichen. Die zu leisten-
de Sonderzahlung errechnet sich aus
dem Produkt von übertragener
Anwartschaft, ohne Zuschlag gemäß
Absatz 2 und Jahresregelpflichtbeitrag
gemäß § 23 Absatz der Satzung bei
Zahlungseingang, geteilt durch den
Rentensteigerungsbetrag bei Ehe-
zeitende. Sonderzahlungen sind als
solche zu kennzeichnen. Sie sind nur
zulässig, sofern keine Beitragsrück-
stände bestehen. Sie dürfen im Einzel-
fall nicht geringer sein als der Regel-
pflichtbeitrag gemäß § 23 Absatz 1.
(7) Die dem Versorgungswerk entste-
henden Kosten werden mit 500,– €

hälftig bei den Versorgungsanwart-
schaften des ausgleichsberechtigten
Ehegatten und des ausgleichpflichtigen
Mitglieds verrechnet (§ 13 VersAusgIG).

(8) § 22 tritt zum 01.September 2009
in Kraft. Auf die Fälle, in denen der
Versorgungsausgleich nach §§ 1587 ff.
BGB durchgeführt wurde oder durch-
zuführen ist, gilt § 22 in der bisherigen
Fassung.

3. § 23 (5) wird wie folgt neu gefasst:
(5) Die Beitragspflicht entfällt mit Ab-
lauf des Monats, der dem Beginn der
Rentenzahlung vorausgeht; im Fall
der Berufsunfähigkeit erst mit Einstel-
lung der Gehaltszahlung

4. Die Änderungen der §§ 11 (1) und 23
(5) treten am Tag ihrer Verkündung in
Kraft.

VERSORGUNGSWERK
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1. Rechtsanwältin, Fachanwältin für
Sozialrecht, 36 Jahre, mit 10jähriger
Berufserfahrung vorwiegend in den
Bereichen ZivilR, Familien- und ErbR,
Arbeits- und SozialR, sucht neue be-
rufliche Herausforderung, auch in
Teilzeit, im Raum LD/GER/SP/KA.

2. Rechtsassessorin (29) mit 2jähriger
Berufserfahrung im Bereich Familien-
recht und internationalen Privatrecht
sucht neue Herausforderung in Teil-
oder Vollzeit, gerne auch freie Mitar-
beit im Gebiet Ludwigshafen/
Mannheim und Umgebung. Meine
Interessenschwerpunkte liegen im
Bereich des Familien- und Erbrechts,
des Arbeitsrechts, des allgemeinen
Zivilrechts sowie des Strafrechts.
Gerne arbeite ich mich in neue Rechts-
gebiete ein. Gerne sende ich Ihnen
meine ausführlichen Bewerbungs-
unterlagen zu.

3. Rechtsanwaltsfachangestellte ge-
sucht, Berufserfahrung und sicher mit
Word und RA-Micro, gesucht im Raum
Pirmasens – Waldfischbach, stunden-
weise 1 x wöchentlich zur Verstär-
kung.

4. Rechtsanwaltskanzlei im Bezirk des
AG Landstuhl sucht Kollegen/in mit
Schwerpunkt im Familienrecht zur
freien Mitarbeit oder als Teilzeitbe-
schäftigung.

5. 26 jährige Rechtsanwaltsfachange-
stellte sucht im Raum LD/SÜW und
nähere Umgebung eine Voll- oder
Teilzeitstelle. Ich habe im Jahr 2003
meine Ausbildung abgeschlossen,
arbeitete zuletzt befristet in der
Landesbank in Baden Württemberg in
der Eltern-/Erziehungsgeldabteilung.
Falls Sie Interesse haben, melden Sie
sich und ich übersende Ihnen auf
Wunsch meine kompletten Bewer-
bungsunterlagen.

6. Büroraum in Ludwigshafener An-
waltskanzlei: Bürogemeinschaft im
Zentrum, bestehend aus 2 Berufs-
trägern, bietet zur kollegialen Zusam-

13

STELLENMARKT

menarbeit, einem weiteren Kolle-
gen/Kollegin einen hellen, wenn
gewünscht möblierten Büroraum, in
gehoben ausgestatteter Kanzlei. In
der Miete enthalten ist die Mitbenut-
zung von Besprechungszimmer,
Sekretariat, Küche, Referendarzim-
mer, Server, Telefonanlage und vieles
mehr.

7. Bürovorsteherin, 44 Jahre. Ich suche
eine neue verantwortungsvolle Ar-
beitsstelle in Führungsposition im
Raum LU-MA-HD. Ich biete fast 25 Jah-
re Berufserfahrung als RA-Fachange-
stellte, insbesondere selbstständige
Bearbeitung der FiBu + LoBu (auch
gelernte Steuerfachangestellte), des
Zahlungsverkehrs, Sachbearbeitung,
Zwangsvollstreckung, Kostenrecht,
Fristen- und Terminskontrolle, Büro-
Organisation, Mitarbeiterführung und
Ausbildung. Ich bin zuverlässig, lern-
bereit und engagiert. Gerne übersen-
de ich Ihnen bzw. bei direkter Kontakt-
aufnahme von Interessenten meine
ausführlichen Bewerbungsunterlagen.

8. Alt eingeführte Anwaltskanzlei im
Landgerichtsbezirk Kaiserslautern mit
zivilrechtlichem Schwerpunkt aus
Altersgründen an kompetenten Nach-
folger abzugeben.

Wenden Sie sich bitte bei Interesse an
die Geschäftsstelle der Rechtsan-
waltskammer.



Anwaltsvergütung im familienrechtli-
chen Mandat
- unter Berücksichtigung der Neuerun-
gen durch das FamFG und das
FamGKG und der neuen §§ 15 a und 55
Abs. 5 RVG -
- Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz -
03. Februar 2010

Zeugenvernehmung – Vernehmungs-
taktik – Vernehmungspsychologie
04. Februar 2010

Insolvenzarbeitsrecht
05. Februar 2010

Der Mietprozess
06. Februar 2010

Rentenberatung in der
sozialrechtlichen Praxis
10. Februar 2010

Qualitätsrichtlinien und Fehlerquel-
len bei der forensischpsychiatrischen
Gutachtenserstattung
- Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz -
12. Februar 2010

UPDATE Unterhaltsrecht
- neueste Rechtsprechung des BGH
und der OLGe -
13. Februar 2010

Mediation
- das haben wir Anwälte doch schon
immer gemacht, oder ? -
18. Februar 2010

Mediation im Arbeitsrecht
- Wozu brauchen wir noch ein Verfah-
ren bei Konflikten ? -
19. Februar 2010

Die aktuelle Rechtsprechung des VI.
Zivilsenat des BGH zum Schadenser-
satzrecht
- Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz -
20. Februar 2010

UPDATE Urheberrecht
24. Februar 2010

Elektronisches Mahnverfahren – EU-
Mahnverfahren – „Small-Claims-Ver-
fahren“
-Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz –
26. Februar 2010

UPDATE Arbeitsrecht
26. oder 27. Februar 2010

Sachverständigenproblematiken im
Bau- und Architektenrecht
- Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz -
03. März 2010

ALG I und ALG II
- Aktuelle Gesetzgebung und Recht-
sprechung -
05. März 2010

Schadensrecht
- Aktuelle Fragen und Rechtsprechung -
06. März 2010

Erste Erfahrungen mit dem neuen Ver-
fahren in Nachlass- und Teilungssa-
chen nach dem FamFG
- Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz -
10. März 2010

Erste Erfahrungen zu den Reformen
im Familienrecht
Verfahrensrecht gem. dem FamFG –
Versorgungsausgleich – Zugewinn
- Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz -
12. oder 13. März 2010

Zwangsvollstreckung ins Grundbuch
- Besonders geeignet für Mitarbeiter -
17. März 2010

Aktuelle Rechtsprechung des BGH
zum Mietrecht
19. März 2010

VERANSTALTUNGEN
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Veranstaltungen des DAI – Neben-
stelle bei der RAK Koblenz –
Informationen und Anmeldungen:
Nebenstelle des Deutschen Anwalt-
sinstituts bei der Rechtsanwaltskam-
mer Koblenz
Rheinstr. 20 – 24, 56068 Koblenz
Tel: 02 61 / 3 03 35 – 79
Fax: 02 61 / 3 03 35 – 66
Allgemeine Hinweise:
Internet: www.rakko.de

Hier wurde uns wieder ein sehr um-
fangreiches Seminarangebot für die
Monate Januar bis April 2010 vorge-
legt. So werden folgende Seminare
angeboten:

Familien aktuell
13. Januar 2010

Kontopfändung unter veränderten
Rahmenbedingungen
- Die Reform der Kontopfändung und
ihre Auswirkungen auf die Praxis -
15. Januar 2010

Die HOAI 2009
Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz und der
Architektenkammer Rheinland-Pfalz,
Mainz
16. Januar 2010

Aktuelles aus dem Design-, Marken-
und Urheberrecht
20. Januar 2010

Neues zum Straf- und Strafverfah-
rensrecht zum Jahresanfang
22. Januar 2010

Erbrechtsreform und aktuelle Recht-
sprechung im Erbrecht
27. Januar 2010

Vergaberecht
- Speziell: untere Schwellenwerte -
29. Januar 2010

Update Gesellschaftsrecht
- Auf der Basis der aktuellen Recht-
sprechung -
30. Januar 2010



15

LITERATUR

Erste Erfahrungen mit dem neuen
Verfahren in Betreuungs- und Unter-
bringungssachen nach dem FamFG
- Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz –
20. März 2010

Mandantenorientierung in der
Rechtsanwaltskanzlei
24. März 2010

Erste Erfahrungen mit dem neuen
Verfahren in Betreuungs- und Unter-
bringungssachen nach dem FamFG
29. März 2010

Aktuelles zum Anlegerschutz
Aktuelle Rechtsprechung des BGH
- Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz
14. April 2010

Rechtsschutzversicherung für Firmen,
Selbständige und Landwirte
16. April 2010

RVG – Aktuell
- Kooperationsveranstaltung mit dem
Ministerium der Justiz, Mainz -
21. April 2010

Aktuelle Probleme des Vertragsarzt-
und Krankenhausrecht
23. April 2010

Steuern und Insolvenz
28. April 2010

Verhandlungsmanagement
Beck in dtv, Band 50640
Dr. Christian Bühring-Uhle/Prof. Dr.
Horst Eidenmüller/Prof. Dr. Andreas
Nelle, Verhandlungsmanagement,
Verlag C. H. Beck, 2009, XIII, 219 Sei-
ten, kartoniert, 19,50 €

ISBN: 978-3-406-54527-6

Bundesrechtsanwaltsordnung
Dr. Michael Kleine-Cosack, Bundes-
rechtsanwaltsordnung mit Berufs-
und Fachanwaltsordnung, Verlag C. H.
Beck, 6. Auflage, 2009, XXV, 776 Sei-
ten, in Leinen, 72,00 €

ISBN: 978-3-406-59049-8

ZPO-Kommentar
Prütting / Gehrlein (Hrsg.), 2009, 2752
Seiten, gebunden, inkl. CD-Rom zum
FamFG sowie Online-Portal, Subskrip-
tionspreis gültig bis zum Erscheinen
119,00 € danach 139,00 €, Luchter-
hand Verlag
ISBN: 978-3-472-07253-9

Fachanwaltskommentar
Verkehrsrecht
Ferner / Bachmeier / Müller (Hrsg.)
2009, 2732 Seiten, gebunden, Sub-
skriptionspreis bis Monate nach Er-
scheinen 119,00 € danach 129,00 €,
Luchterhand Verlag
ISBN: 978-3-472-07234-8

Handbuch des Fachanwalts Familien-
recht – FA-FamR
Gerhardt / von Heintschel-Heinegg /
Klein, 7. komplett überarbeitete Aufla-
ge 2009, 2312 Seiten, gebunden, Sub-
skriptionspreis bis 3 Monate nach Er-
scheinen 124,00 € danach 134,00 €,
Luchterhand Verlag
ISBN: 978-3-472-07523-3

Berufsbildungsgesetz
Prof. Dr. Martina Benecke/Dr. Carmen
Silvia Hergenröder, Berufsbildungsge-
setz, Verlag C. H. Beck, 2009, LXVI, 450
Seiten, in Leinen 72,00 €

ISBN: 978-3-406-58937-9

Praxis des Wettbewerbsrechts
Koss/Menke/Ring, 1. Auflage 2009,
1.802 Seiten, 128,00 €, LexisNexis Ver-
lag
ISBN: 978-3-89655-433-8

Fachanwaltshandbuch Arbeitsrecht
Berscheid/Kunz/Brand/Nebeling, 3.
Auflage 2009, ca. 2.100 Seiten, ca.
128,00 €, LexisNexis Verlag
ISBN: 978-3-89655-355-3

Deutsche Anwälte
Geschichte der deutschen Anwalt-
schaft 1945 – 2009 – Entwicklungen in
West und Ost
Autor: Felix Busse, Bonn 2009, 1. Auf-
lage, 677 Seiten, gebunden, 98,00 €

ISBN: 978-3-8240-0818-6
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Herausgeber

Pfälzische Rechtsanwaltskammer
Landauer Straße 17 • 66482 Zweibrücken • Telefon 0 63 32 / 80 03 - 0 • Telefax 0 63 32 / 80 03 - 19

zentrale@rak-zw.de • http://www.rak-zw.de

Telefonverzeichnis der Pfälzischen Rechtsanwaltskammer Zweibrücken

Pfälzische Rechtsanwaltskammer Tel.: 0 63 32 / 80 03 - 0
Fax: 0 63 32 / 80 03 - 19

Zentrale, Zulassungen, Fachanwaltsanträge,
allgem. Anfragen (Frau Scharff, vormittags) Tel.: 0 63 32 / 80 03 - 0

Ausbildungswesen, Anwaltsgericht,
Abteilung II, Zentrale (nachmittags)
(Frau Bonk) Tel.: 0 63 32 / 80 03 - 11

Beschwerdeangelegenheiten,
Abteilung I und III, Gebührengutachten
(Frau Zimmermann-Mehrbreier, Mi., Do., Fr. ) Tel.: 0 63 32 / 80 03 - 12

Buchhaltung, Seminare
(Frau Brennemann, Mo. nachmittags, Di. - Fr. vormittags) Tel.: 0 63 32 / 80 03 - 13

Allgemeine Öffnungszeiten sind:

Montag bis Donnerstag von 08.00 Uhr bis 16.30 Uhr
Freitag von 08.00 Uhr bis 15.00 Uhr

ANMELDUNG ZUM SEMINAR

An die
Pfälzische Rechtsanwaltskammer Name:
Landauer Str. 17
66482 Zweibrücken Vorname:

Zu dem Wiederholungs- und Vertiefungskurs Kanzlei:
Arbeitsrecht
am 12. und 13. März 2010 PLZ/Ort:
im Landschloss Fasanerie, Zweibrücken,
melde ich mich hiermit verbindlich an.

Ein Verrechnungsscheck in Höhe von
265,00 € liegt bei. Datum Unterschrift


